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    V

Vorwort

Aufgrund der freundlichen Aufnahme der ersten Aufl age wie auch der Rechtsfortentwick-
lung war eine Neuaufl age dieses Anwendungshandbuchs notwendig. Sowohl den Mitar-
beitern der Personalabteilung einerseits als auch Steuerberatern, Rechtsanwälten und 
Unternehmensberatern andererseits soll wiederum ein kompaktes und praxisnahes Kom-
pendium zu allen Fragen rund um die betriebliche Altersversorgung und die Zeitwertkon-
ten an die Hand gegeben werden. Daneben will dieses Werk auch Hilfestellung geben, um 
den immer wiederkehrenden Streitigkeiten im Rahmen der steuer- und sozialversiche-
rungsrechtlichen Anerkennung von Maßnahmen der betrieblichen Altersversorgung durch 
die Finanz- und Sozialverwaltung argumentationssicher entgegentreten zu können.

Das Werk erhebt den Anspruch, ganzheitlich und interdisziplinär auf die betriebliche 
Altersversorgung zu schauen und sowohl angrenzende Th emen (Arbeitszeitkonten) zu 
betrachten als auch die betriebswirtschaft liche Dimension der betrieblichen Versorgung 
und Vergütung zu behandeln. 

Um eine systematische und nachvollziehbare Veranschaulichung der einzelnen Th e-
menschwerpunkte zu gewährleisten, werden im ersten Teil die wesentlichen Rechtsgrund-
lagen der betrieblichen Altersversorgung samt ihrer konkreten Anwendung dargestellt. Im 
Anschluss erfolgt eine detaillierte Auseinandersetzung mit der Versorgung von (beherr-
schenden) Gesellschaft er-Geschäft sführern von Kapitalgesellschaft en. Den Abschluss des 
Werkes bildet die Herausstellung der aktuellen Wirkungsweisen und Umsetzungsmöglich-
keiten von Zeitwertkonten- bzw. Arbeitszeitkontensystemen.

Eine solche Publikation hat viele Helfer, die zum Gelingen beitragen. So ist zunächst 
meiner Ehefrau und meiner Familie zu danken, ohne deren zeitliche Opferbereitschaft  und 
dem zugehörigen Verständnis schon die erste Aufl age nicht möglich gewesen wäre.

Schließlich gebührt großer Dank dem »im Hintergrund« Mitverantwortlichen, Herrn 
Björn Heilck, der die umfassende Überarbeitung des Werkes fachlich mit begleitet hat.

Der Verfasser freut sich auf Kritik und Anregungen aus der Praxis und wird diese wie-
derum in der Folgeaufl age berücksichtigen. 

Köln, im Februar 2014 Sebastian Uckermann
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1 Wesen, Zweck und Entwicklung der betrieblichen 
Altersversorgung in der Bundesrepublik Deutschland

1.1 Einführung 

Versorgungsansprüche aus betrieblicher Altersversorgung liegen aus arbeitsrechtlicher und 
fl ankierender steuerrechtlicher Sicht vor, wenn Arbeitnehmern aus Anlass eines Arbeits-
verhältnisses vom jeweiligen Arbeitgeber Leistungen zur Absicherung mindestens eines 
biometrischen Risikos – Alter, Tod, Invalidität – zugesagt werden und Rechtsansprüche 
auf diese Leistungen erst mit dem Eintritt des biologischen Ereignisses fällig werden.1

Das genannte Arbeitsrecht der betrieblichen Altersversorgung beruhte bis zum Inkraft -
treten des BetrAVG 2 im Jahre 1974 auf der Grundlage des allgemeinen zivilrechtlichen 
Vertragsrechts und der richterlichen Rechtsfortbildung. Gesetzliche Unverfallbarkeitsfristen 
und gesetzlichen Insolvenzschutz gab es nicht. Dies änderte sich erst im Jahre 1972, als das 
BAG entschied3, dass unter bestimmten Voraussetzungen eine Anwartschaft  aufrechtzuer-
halten ist, auch wenn der Arbeitnehmer vor Erreichen des berechtigten Pensionsalters aus-
scheidet. Daraufh in erkannte der Gesetzgeber die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 
an und schuf das BetrAVG als explizites Arbeitnehmerschutzgesetz. Der Gesetzgeber befass-
te sich jedoch bei Einführung des BetrAVG nicht nur mit der normativen Gestaltung der 
Unverfallbarkeitsregelungen. Vielmehr wurden auch andere wesentliche Fragen der betrieb-
lichen Altersversorgung, wie die Insolvenzsicherung und die Anpassung von Versorgungs-
leistungen, gesetzlich geregelt. In gleichem Atemzug wurde auch die Gleichstellung des 
männlichen und weiblichen Geschlechts im Hinblick auf den Aufb au und die Gewährung 
von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung normiert. Vorher war es üblich, im We-
sentlichen nur männlichen Beschäft igten eine betriebliche Versorgung zuzusagen. 

Das Steuerrecht der betrieblichen Altersversorgung erfuhr hingegen bereits in den 
1950er-Jahren seine gesetzliche Normierung. Dieser Aspekt ist daher bereits an dieser 
Stelle eindringlich erwähnenswert, da sich die damalige rechtliche Abzeichnung heute 
nachhaltig manifestiert hat: Denn mehr denn je bildet das Steuerrecht der betrieblichen 
Altersversorgung gegenwärtig das volumenmäßige Schwergewicht der durch den jeweiligen 
Rechtsanwender im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung zu behandelnden Rechts-
gebiete ab. Zahlreiche steuerrechtliche Vorgaben und Verwaltungsanweisungen des zu-
ständigen BMF machen fundierte steuerrechtliche Spezialkenntnisse für die involvierten 
Anwendungs- und Beratungskreise unabdingbar. Nicht selten wird in Fachkreisen süffi  sant 
in diesem Zusammenhang angemerkt, dass der Bereich der betrieblichen Altersversorgung 
nicht durch Gesetze, sondern durch Verwaltungsanweisungen in Form der viel zitierten 
BMF-Schreiben regiert wird.

Neben den zuvor beschriebenen Rechtsgebieten wird der Bereich der betrieblichen 
Altersversorgung latent durch zahlreiche weitere Rechtsgebiete tangiert und teilweise enorm 
beeinfl usst. Zu den betreff enden Rechtsgebieten zählen z. B. das Versicherungsvertragsrecht, 
das Insolvenzrecht, das Bilanzrecht, das Sozialversicherungsrecht und das Haft ungsrecht. 
Somit erfährt die betriebliche Altersversorgung ihre komplexe Stellung im deutschen 

1 § 1 BetrAVG (»Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung«).
2 BGBl. I 1974, S. 3610.
3 BAG vom 10.03.1972 – 3 AZR 278/71 –, DB 1972, S. 1486. 
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Rechtssystem durch das interdisziplinäre Zusammenspiel der verschiedensten Rechtsge-
biete des allgemeinen Privat- bzw. Zivilrechts und die daraus erforderliche rechtskonforme 
sowie handhabungs- und haft ungssichere Anwendung dieser Rechtsbereiche auf Fragestel-
lungen der betrieblichen Altersversorgung. 

Nachhaltig verinnerlichen sollte sich der jeweilige Anwender in diesem Zusammenhang, 
dass Beratungsprozesse der betrieblichen Altersversorgung sich nahezu ausschließlich im 
Bereich des zuvor beschriebenen Zivilrechts bewegen. Als wesentliches Charaktermerkmal 
sieht das Zivilrecht, im Gegensatz zum öff entlichen Recht, eine aus der Privatautonomie 
abgeleitete Freiheit des Willens vor, die es dem Einzelnen grundsätzlich gestattet, mit an-
deren in eine Rechtsbeziehung zu treten (oder auch darauf zu verzichten). Diese Freiheit 
kann durch eine Vielzahl von tatsächlichen Gegebenheiten eingeschränkt sein, etwa durch 
ein Monopol oder die fi nanzielle Leistungskraft  des Einzelnen. Sie ist aber unabhängig 
davon für das Zivilrecht prägend, weil sie eine Gestaltung des Rechts ohne direkten staat-
lichen Einfl uss zulässt. Der Staat bzw. der Gesetzgeber ist in diesem Zusammenhang ledig-
lich gehalten, die notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen zu gewährleisten. Eines 
der wichtigsten zivilrechtlichen Gestaltungsmittel ist hierbei der privatrechtliche Vertrag4, 
ein solcher ist beispielsweise die arbeitsrechtliche Versorgungszusage eines Leistungsver-
sprechens auf betriebliche Altersversorgung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Gerade dieser zivilrechtliche Regelungshintergrund beschäft igt in der Praxis Judikatur, 
Verwaltung und Rechtsanwendung in einem fortwährenden wechselseitigen Spannungs-
verhältnis im Rahmen der rechtlichen Ausgestaltung und Anerkennung von Versorgungs-
maßnahmen der betrieblichen Altersversorgung und verlangt den beteiligten Beratern und 
Anwendern unausweichlich dementsprechende Rechtskenntnisse ab.

Abschließend im Rahmen dieser Einführungsdarstellung gilt es zu verdeutlichen, welche 
Deckungsmittel und welche Verbreiterungsgrade aktuell die einzelnen Durchführungswe-
ge der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland prägen.

So betrugen die angelegten Vermögenswerte in der betrieblichen Altersversorgung Ende 
des Jahres 2011 in allen Durchführungswegen 500,7 Mrd. €.5 Der bedeutendste Durchfüh-
rungsweg ist dabei die unmittelbare Versorgungszusage bzw. Direktzusage mit einem 
Deckungsmittelvolumen i. H. v. 264,6 Mrd. €. Bei Pensionskassen betrugen die Deckungs-
mittel 119,20 Mrd. €, bei Unterstützungskassen 35,0 Mrd. € und bei Direktversicherungen 
55,7 Mrd. €. Pensionsfonds waren im Jahr 2011 mit rd. 26,2 Mrd. € im Vergleich zu den 
anderen Durchführungswegen noch von untergeordneter Bedeutung.

Obgleich sich die zuvor genannten Zahlen sehr mächtig anhören, ist die dringend ge-
botene Umsetzungsquote von Maßnahmen der betrieblichen Altersversorgung in bundes-
deutschen Belegschaft skreisen doch nach wie vor als verhalten und unbefriedigend zu 
betrachten. Eine in diesem Zusammenhang durch den Finanzdienstleister Delta Lloyd in 
Auft rag gegebene Studie des F.A.Z-Instituts6 liefert die ernüchternden Nachweise:

4 Vgl. zur grundgesetzlich, als Ausfl uss der allgemeinen Handlungsfreiheit, geschützten Vertragsfreiheit: 
Art. 2 Abs. 1 GG; ständige Rechtsprechung des BVerfG: BVerfGE 8, S. 274, Absatzrandnummer 212; 
BVerfGE 95, S. 267, Absatzrandnummer 142.

5 Quelle: Arbeitsgemeinschaft  für betriebliche Altersversorgung e. V.; Daten abrufb ar unter: www.aba-
online.de im Menüpunkt Infothek unter Statistik (letzter Abruf 05.12.2013).

6 Quelle: Kundenkompass – Betriebliche Altersversorgung, Mai 2008, Herausgeber: DeltaLloyd und 
F.A.Z.-Institut; Informationen abrufb ar unter: http://www.faz.net/s/institut.html. 
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Eine vom Arbeitgeber fi nanzierte Betriebsrente haben nur knapp 17 % der in Deutschland 
Beschäft igten. Rund ein Fünft el verfügen über keine zusätzliche Vorsorge fürs Alter. Ins-
gesamt gaben gut 47 % an, über eine betriebliche Altersversorgung zu verfügen. Wer keine 
Betriebsrente abgeschlossen hatte, begründete dies hauptsächlich mit fehlendem Geld. Gut 
ein Drittel der Befragten gab als Grund gegen den Abschluss einer Betriebsrente außerdem 
an, ausreichend versorgt zu sein. Aufgrund der repräsentativen Aussagen dieser Studie mit 
einem Stand zum Mai 2008 ist mehr denn je eine unabdingbare Sensibilisierung weiter 
Beschäft igten- und Arbeitgeberkreise notwendig, um die unbedingte sozialpolitische Nut-
zung von Durchführungswegen der betrieblichen Altersversorgung nachhaltig zu verbrei-
tern.

1.2 Versorgungsniveau und Versorgungslückenanalyse

Versorgungsleistungen der betrieblichen Altersversorgung dienen der Absicherung der 
biometrischen Risiken Alter, Tod und Invalidität bzw. Berufsunfähigkeit bei Eintritt des 
jeweils individuellen Versorgungsfalles. Um für den jeweiligen Versorgungsfall ein ange-
messenes Leistungsniveau erhalten zu können, ist für versorgungsberechtigte Personen 
eine Abstimmung möglicher betrieblicher Versorgungsleistungen mit ggf. vorhandenen 
anderweitigen Versorgungsleistungen notwendig. Zielsetzung hierbei ist grundsätzlich die 
Gewährleistung von Geldleistungen, die das während der Erwerbsphase bestehende Net-
toeinkommen der versorgungsberechtigten Person komplett oder zu einem gewissen 
Prozentsatz kompensieren bzw. abdecken sollen.

Mit Einführung des AltEinkG7 zum 01.01.2005 hat der Gesetzgeber die Möglichkeiten 
zur Betreibung von gesetzlicher, betrieblicher und privater Altersvorsorge einschneidend 
und grundlegend reformiert. Auf Vorschlag der sog. »Rürup-Kommission« wurde das 
jahrzehntelang beratungsdidaktisch verwendete 3-Säulen-Modell  der Altersversorgung 
bzw. -vorsorge in ein 3-Schichten-Modell  »gekippt«.8 Basierend auf der Zielsetzung eines 
systematischen Paradigmenwechsels – weg von einer vorgelagerten Besteuerung von Al-
tersversorgungsaufwendungen und hin zu einer nachgelagerten Besteuerung der resultie-
renden Altersversorgungsleistungen – defi niert sich das ab 2005 in der Vorsorgedidaktik 
verwendete 3-Säulen-Modell aus
1. einer Basisversorgung, bestehend aus der gesetzlichen Rentenversicherung, den berufs-

ständischen Versorgungswerken, den landwirtschaft lichen Alterskassen und der Basis-
rentenversorgung (sog. »Rürup-Rente«);

2. einer kapitalgedeckten Zusatzversorgung, bestehend aus der betrieblichen Altersversor-
gung, der »Riester-Rente« und

3. sonstigen Kapitalanlageprodukten, die ohne steuerliche Förderung der Einzahlungsbe-
träge auf privater Vermögensebene der versorgungsberechtigten Person zur Altersver-
sorgung geeignet sind.

7 Gesetz zur Neuordnung der einkommensteuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwen-
dungen und Altersbezügen (Alterseinkünft egesetz – AltEinkG) vom 05.07.2004 (BGBl. I 2004, S. 1427).

8 Vgl. umfassend zum AltEinkG: Preißer/Sieben, Alterseinkünft egesetz.
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Die Zielsetzung einer hieraus folgenden vorausschauenden Altersvorsorgeplanung besteht 
nun darin, ein sinnvolles Zusammenspiel der einzelnen Säulen, abgestimmt auf die indi-
viduelle Einkommens- und Vermögenssituation, zu gewährleisten. Bei der zuvor genann-
ten Vermögenssituation sind ebenfalls Immobilien und sonstige in Frage kommende 
Vermögenswerte mit einzubeziehen.

Grundlage einer vorausschauenden Vorsorgeplanung ist unabdingbar die viel gerühm-
te Versorgungslückenanalyse . Hierbei wird ermittelt, welcher Betrag an Erwerbseinkünft en 
(monatlich/jährlich) und sonstigen Vermögenswerten der jeweils Vorsorge betreibenden 
Person aktuell zur Verfügung stehen und welcher Betrag an Versorgungsleistungen dem-
entsprechend zum vorgesehenen Rentenbezug bereit stehen soll. Diese Betrachtung sollte 
zudem unter einer Netto-Betrachtung des zufl ießenden Einkommens bzw. Ersatzeinkom-
mens stattfi nden, um den realen monetären monatlichen bzw. jährlichen Bedarf darstellen 
zu können.

Die vielfach in diesem Zusammenhang, vor allem in der fi nanzdienstleistenden Vorsor-
geberatungspraxis, angewandten und standardisierten Handlungsempfehlungen, wonach 
z. B. ein monetäres Versorgungsniveau  von mind. 75 % des zuletzt bezogenen Erwerbsein-
kommens ab individuellem Rentenbeginn angestrebt werden sollte, werden dem sensiblen 
Aufgabengebiet einer sinnvollen Altersversorgungsgestaltung nicht gerecht und sind daher 
in dieser standardisierten Form abzulehnen. Vielmehr gilt es zu beachten, dass der jeweils 
individuell vorhandene Versorgungsbedarf keine objektiv messbare Größe ist9, sondern 
von den vorhandenen individuellen Lebensverhältnissen und -umständen einschließlich 
von den oben beschriebenen Einkommensverhältnissen abhängig ist. Nur mit Hilfe einer 
personenindividuell ermittelten Statusanalyse zum jeweiligen Anwartschaft szeitpunkt 
können der jeweilige Einkommens- und Vermögensstatus und die dementsprechend ge-
wünschte monatliche bzw. jährliche Leistungshöhe des »Erwerbsersatzeinkommens« ab 
Rentenbeginn ermittelt werden. Wie bereits geschildert, kann der Einkommenswunsch ab 
Rentenbeginn letztendlich nur durch die betroff ene Person selbst bestimmt werden, da 
unterschiedlichste Aspekte, wie das Vorhandensein sonstiger Vermögenswerte, beachtet 
werden müssen. Zudem gilt es zu beachten, welcher Betrag in der Erwerbsphase für den 
Aufb au einer Altersversorgung in Abhängigkeit von der laufenden monatlichen Einkom-
menssituation aufgewendet werden kann.

Nachdem diese maßgeblichen Basisdaten und -fragen ermittelt und beantwortet worden 
sind, kann eine sinnvolle Mixtur aus den Lösungswegen der einschlägigen 3-Schichten-
Konzeption herausgearbeitet und auf die persönlichen Belange der zu beratenden Person 
abgestimmt werden. Wesentlich hierbei ist zum einen auch eine verstärkend steuerliche 
Betrachtung der einzelnen Versorgungswege, um den maßgeblichen und erforderlichen 
Netto-Versorgungsbezug ermitteln zu können. Zum anderen ist für sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäft igte in der Bundesrepublik Deutschland die derzeitige Lage der gesetzlichen 
Rentenversicherung (»1. Säule«) zu beachten: Gemäß der erfolgten Rentenreform aus dem 
Jahre 200110, die sich auf einen Zeitraum bis zum Jahre 2030 erstreckt, können sozialver-

 9 Vgl. z. B. Förster/Heger, DStR 1994, S. 510; obwohl sich Förster/Heger mit der Situation eines Gesell-
schaft er-Geschäft sführers befassen, sind diese Aussagen auch analog anwendbar für die Altersversor-
gungsplanung eines »normalen« sozialversicherungspfl ichtigen Beschäft igten in Deutschland.

10 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten 
Altersvorsorgevermögens (Altersvermögensgesetz – AVmG) vom 26.06.2001 (BGBl. I 2001, S. 1310).
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sicherungspfl ichtig Beschäft igte bei vollen 45 Versicherungsjahren und einem jeweiligen 
Einkommen, das nicht über der Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung liegt, ein Versorgungsniveau von ca. 40 bis 45 % der letzten Bruttobezüge bzw. ca. 
67 % der letzten Nettobezüge erreichen. Durch die gleichzeitige Tatsache, dass private 
Altersvorsorgemaßnahmen der »3. Säule« aus dem vorhandenen Netto-Einkommen be-
stritten werden müssen und daher eine »psychologische« Barriere zum diesbezüglichen 
privaten Kapitaleinsatz besteht, werden Leistungen der betrieblichen Altersversorgung in 
den kommenden Jahren und Jahrzehnten zukünft ig eine sozialpolitische Unabdingbarkeit 
für nahezu alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Deutschland darstellen. Motivierenden 
Umsetzungsanreiz bieten aus Arbeitnehmersicht in diesem Zusammenhang zudem die in 
gewissen Größen steuerfreien Einbringungsmöglichkeiten in die Durchführungswege der 
betrieblichen Altersversorgung, wodurch die entstehende Nettolohnbelastung erheblich 
geringer ausfällt im Vergleich zu einer vorgenommenen privaten Altersvorsorgeaufwendung 
(»3. Säule«).

Schlussfolgernd gilt in diesem Kontext: Altersvorsorgeberatung, und im Speziellen 
Beratung zu Lösungswegen der betrieblichen Altersversorgung, ist Individualberatung, die 
sich nur durch eine konzeptionelle und personenbezogene Vorgehensweise, welche die 
einzelnen Lösungskomponenten der einzelnen »Versorgungs-Säulen« sinnvoll aufeinander 
abstimmt und miteinander kombiniert, erfolgreich und zufriedenstellend gewährleisten 
lässt.

1.3 Europarechtliche Einfl üsse auf die Entwicklung der 
betrieblichen Altersversorgung  in der Bundesrepublik 
Deutschland

Mit zunehmender Tendenz werden die rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen 
der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland durch die europäische Rechtsentwick-
lung (»Europarecht«) geprägt und beeinfl usst. Der Begriff  »Europarecht« beschreibt in 
diesem Zusammenhang im weiteren Sinne das überstaatliche Recht auf europäischer 
Ebene. Im engeren Sinne bezeichnet der Begriff  »Europarecht« das Recht der Europäischen 
Gemeinschaft  (EG) bzw. das Recht der Europäischen Union (EU). Dabei handelt es sich 
um ein unabhängiges Rechtssystem, das Vorrang vor den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten hat. Als EU-Mitglied geht daher auch für Deutschland das europäische Recht dem 
deutschen Recht vor, wenn sich die jeweilige europäische Norm innerhalb des Rahmens 
der innerdeutschen Grundrechte bewegt11.

Bei der Umsetzung europarechtlicher Rechtsvorschrift en in das Rechtsgefüge der ein-
zelnen Mitgliedstaaten ist zwischen den Begriff en EG-Vertrag und EG-Verordnung auf der 
einen Seite sowie dem Begriff  der EG-Richtlinie auf der anderen Seite zu unterscheiden. 
Das direkt auf dem EG-Vertrag oder auf EG-Verordnungen (Artikel 189 EG-Vertrag) 
beruhende Europarecht gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat und bedarf keiner separa-
ter Umsetzungsmaßnahmen auf nationaler Ebene. Auch EG-Richtlinien (Artikel 249 EG-
Vertrag) sind für die einzelnen Mitgliedstaaten zwar verbindlich, doch wird zur diesbezüg-
lichen Umsetzung den einzelnen Mitgliedern ein Gestaltungsspielraum überlassen, der eine 

11 Vgl. BVerfG 2 BvR 197/83 vom 22.10.1986.
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individuelle Wahl der Umsetzungsmethode ermöglicht. Wenn die Richtlinie allerdings die 
Einführung konkreter Berechtigungen oder Verpfl ichtungen verlangt, muss das national-
staatliche Recht, das ihrer Umsetzung dient, entsprechend konkrete Berechtigungen oder 
Verpfl ichtungen begründen. Nach deutschem Recht ist deswegen zur Umsetzung in der 
Regel ein förmliches Gesetz oder eine Verordnung erforderlich. Zusätzlich ist in diesem 
Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass naturgemäß auch der Europäische Gerichtshof 
(EuGH)  als rechtsprechendes Organ der EG zur einheitlichen Verwirklichung und Ausle-
gung europarechtlicher Rechtsnormen beiträgt. Die diesbezüglichen Aufgaben des EuGH 
sind hierbei in den Artikeln 220 bis 245 des EG-Vertrags, in Artikel 46 des EU-Vertrags 
sowie einer eigenen Satzung festgeschrieben. 

Bezugnehmend auf die Bundesrepublik Deutschland sollen die nachfolgend beispielhaft  
aufgezählten europarechtlichen Rechtsvorgabe n die diesbezügliche Einfl ussnahme auf das 
bundesdeutsche Betriebsrentenrecht aufzeigen:

a) Barber-Entscheidung12 (Lohngleichheitsgebot )
Es verstößt gegen Artikel 141 EG-Vertrag (vormals Artikel 119 EWG-Vertrag, in dessen 
unmittelbaren Zusammenhang auch die sog. Barber-Entscheidung  getroff en wurde), wenn 
in einem privaten Betriebsrentensystem  das eine Geschlecht nur einen Anspruch auf eine 
im »normalen« Rentenalter fällige Rente hat, während das andere Geschlecht unter den 
gleiche n Umständen aufgrund der Anwendung einer nach dem Geschlecht unterschiedli-
chen Altersvoraussetzung, wie sie ggf. auch im gesetzlichen Altersrentensystem vorgesehen 
ist, Anspruch auf eine vor dem zuvor genannten »normalen« Rentenalter fällige Rente hat. 
Der Grundsatz des gleichen Entgelts muss für jeden Bestandteil des Entgelts und nicht nur 
aufgrund einer globalen Beurteilung der den Arbeitnehmern eingeräumten Vorteile ge-
währleistet sein (»Lohngleichheitsgebot«). Die hieraus erforderlich gewordene Anpassung 
des BetrAVG wurde durch die diesbezügliche Einfügung des § 30a sichergestellt. Hiernach 
werden unterschiedliche Beginnleistungen aus betrieblichen Versorgungssystemen, die ab 
dem Zeitpunkt der Barber-Entscheidung erdient worden sind, nicht mehr anerkannt.

b) Pensionsfonds-Richtlinie
Die EU hat im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung die unabdingbare Bedeutung be-
trieblicher Versorgungsleistungen und die sich hieraus ergebende notwendige Sicherung 
betrieblicher Altersversorgungssysteme erkannt. Im Vordergrund stehen hierbei vor allem 
sowohl die Sicherheit der Versorgungsansprüche der Arbeitnehmer als auch die Funktion 
der Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung als Kapitalsammelstellen. Die EU 
hat daher im Rahmen des Finanzdienstleistungs-Aktionsplans (FSAP)  aus dem Jahr 1999 
die Richtlinie 2003/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 03.06.2003 
über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Alters-
versorgung beschlossen (ABl. EU Nr. L 235 vom 23.09.2003, S. 10). Die Pensionsfonds-
Richtlinie  soll in erster Linie hierbei einen einheitlichen rechtlichen Rahmen schaff en, durch 
den die hierdurch betroff enen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung hinsicht-
lich ihrer Anlagepolitik von Altersversorgungskapital überwacht werden können. Gerade 
im Hinblick auf die Förderung von arbeitnehmerseitigem Vertrauen in die Umsetzung 

12 EuGH vom 17.05.1990 – C–262/88 –, AP Nr. 20 zu Artikel 119 EWG-Vertrag, DB 1990, S. 1824; vgl. 
auch: Art. 119 EWG-Vertrag; Richtlinie 75/117 EWG (ABl. L 45 S. 19).

Uckermann_2014-Buch.indb   8Uckermann_2014-Buch.indb   8 03.04.14   17:4603.04.14   17:46



1  Wesen, Zweck und Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung    9

betrieblicher Altersversorgungsmaßnahmen ist der Pensionsfonds-Richtlinie vollends 
zuzustimmen. In Deutschland werden von der Pensionsfonds-Richtlinie, die mit dem 
»Siebten Gesetz zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes« in deutsches Recht 
umgesetzt worden ist, vor allem Pensionsfonds- und Pensionskassenzusagen, grundsätzlich 
jedoch auch Direktversicherungszusagen13, erfasst.

c) Unisex Entscheidung 
 Mit seinem vielbeachteten »Test-Achats-Urteil « hat der EuGH streng genommen nur den 
für  private Versicherungen geltenden rechtlichen Rahmen verändert. Neue private Versi-
cherungsverträge dürfen ab dem 21.12.2012 aufgrund der Ungültigkeit der Ausnahme-
bestimmung in Art. 5 der Gender-Richtlinie  zur Zulässigkeit nationaler Regelungen, die 
nach Geschlecht unterschiedliche Beiträge bzw. Leistungen zulassen, keine Diff erenzierung 
mehr nach dem Geschlecht bei Beiträgen oder Leistungen vorsehen. Die nationalen Ge-
setzgeber sind damit verpfl ichtet, entsprechende Vorschrift en europarechtskonform anzu-
passen. Im deutschen Recht soll dies durch Aufh ebung von § 20 Abs. 2 Satz 1 AGG bzw. 
Ergänzung von § 33 AGG um einen Abs. 5 sowie eine Übergangsvorschrift  in § 340 VAG 
erreicht werden.14 

Die Verpfl ichtung zu Unisex-Tarife n gilt für neue Versicherungs ver hältnisse ab 21.12.2012. 
Die Auslegung, ob ein neues Versicherungs verhältnis vorliegt oder noch das alte, kann im 
Einzelfall schwer zu beurteilen sein. Eine Veränderung bestehender Versicherungs-
verhältnisse nach bereits von Anfang an im Vertrag enthaltenen Gestal tungs rechten dürf-
te jedenfalls den Vertrag nicht – weder ganz oder teilweise, sprich bezogen auf eine Erhö-
hung oder Zusatzversicherung – in ein neues Versicherungsverhältnis verwandeln.

Keine unmittelbaren Folgen hat das Urteil für Versicherungsverhältnisse, die im Rahmen 
der betrieblichen Altersversorgung eingegangen werden, so für die Direktversicherung  oder 
eine Versorgung über Pensions kasse n oder Pensionsfond s. Wie Raulf15 zu Recht nachweist, 
wird die Vertragsbeziehung zwischen Arbeitgeber und Versorgungsträger nicht von der 
Gender-Richtlinie erfasst. Für den Bereich der betrieblichen Alters ver sorgung gilt die 
Entgeltgleichheits-Richtlinie der EU (»Richtlinie 2006/54 EG«), die in Art. 9 I lit. h für 
beitragsorientierte Versorgungs systeme explizit und ohne zeitliche Begrenzung nach Ge-
schlecht unter schiedliche Berechnungsfaktoren erlaubt.

 • Mittelbare Geltung der Unisex-Entscheidung für den Bereich der bAV
Ungeachtet der fehlenden unmittelbaren Wirkung kommt der Unisex-Entscheidung    des 
EuGH nach zutreff ender herrschender Meinung16 entgegen einer Äußerung der Europäi-
schen Kommission17 mittelbare, auch für den Bereich der betrieblichen Altersversorgung 
geltende, Wirkung zu. Es ist nämlich sehr wahrscheinlich, dass der EuGH in einem mög-
lichen neuen Fall, der die Entgeltgleichheits-Richtlinie  betrifft  , zu einer vergleichen Bewer-

13 Vgl. in diesem Zusammenhang zum »Sonderfall Direktversicherungszusage«: BT-Drucks. 15/5221, 
S. 13.

14 Zur deutschen Umsetzung siehe BT-Drucks. vom 17.02.2012, Az. 90/12, S. 230, 252, S. 330.
15 NZA, Beilage 3/2012, S. 88, 90; so auch Höfer, DB 2011, S. 1334, 1335, Birk, DB 2011, S. 819.
16 Vgl. z. B. Raulf, a. a. O. S. 93 ff .; Höfer a. a. O. S. 1335; Birk a. a. O. S. 820.
17 »Leitlinien zur Anwendung der Richtlinie 2004/113/EG des Rates auf das Versicherungswesen im 

Anschluss an das Urteil des EuGH in der Rechtssache C–236/09 (Test –Achats), K (2011) 9497 vom 
22.12.2011, Rz. 23.
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10    Teil A:  Grundlagen, Anforderungen und Umsetzung der betrieblichen Altersversorgung

tung kommt und dann auch für den Bereich der betrieblichen Altersver sorgung ausnahms-
los die Diff erenzierung nach dem Geschlecht für unzulässig erklärt.18 Die Unisex-Entschei-
dung des EuGH ist nämlich insoweit als »Richtungsentscheidung«19 bzw. »Präjudiz«20 zu 
verstehen.

Durch die erwähnte Änderung des AGG wird der deutsche Gesetzgeber klarstellen, dass 
eine Diff erenzierung nach dem Geschlecht auch im Bereich der betrieblichen Altersversor-
gung  ab dem 21.12.2012 unzulässig ist. 

 • Anwendungsbereich des Unisex-Gebots im Bereich der bAV
Eine Diff erenzierung nach dem Geschlecht ist unzulässig, soweit sie sich auf das Versor-
gungsgrundverhältnis des Versorgungsberechtigten aus wirkt, also für ihn zu unterschied-
lichen Leistungen führt bzw. zu unter schiedlich hohen Eigenbeiträgen.

Unisex-Tarife  müssen damit ab dem 21.12.2012 im Rahmen der Direkt versicherung, 
der Versorgung über Pensionskassen, Pensions fonds und Unterstützungskassen sowie bei 
Direktzusagen angewendet werden.21 

Weiterhin möglich ist die Verwendung von Rückdeckungsversicherungen zur Rückde-
ckung von Direktzusagen oder Unterstützungskassen leistungen, die nach Geschlecht dif-
ferenzieren. Das gilt allerdings nur insoweit, als die Zusage zur Leistungsbestimmung nicht 
auf deren Leistungen Bezug nimmt (auch nicht in Störfällen), es sich also um einen reinen 
Finanzierungs vorgang des Arbeitgebers im Deckungsverhältnis handelt.

 • Unterscheiden von Neu - und Altzusage n im Bereich der bAV
Damit eine Altzusage vorliegt, die ggf. noch eine geschlechtsspezifi sche Diff erenzierung bei 
der Leistung bzw. den Beiträgen vorsehen darf, muss die Zusage vor dem 21.12.2012 (an-
genommener Stichtag) erteilt worden sein. Sofern eine off ene kollektive Versorgungsrege-
lung vorliegt, muss der Arbeitnehmer vor diesem Datum in das Unternehmen eingetreten 
sein.

Aus Vorsichtsgründen sollte bei jeder Änderung der Versorgungszusage ab dem 21.12.2012 
durch Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Versorgungsberechtigtem (bzw. Betriebs-
rat oder Gewerkschaft  bei Kollektivvereinbarungen zur bAV) eine Diff erenzierung nach 
dem Geschlecht vermieden werden. Während bei der Anwendung der Unverfallbarkeits-
fristen (vgl. § 1b Abs. 1 Satz 3 BetrAVG) zum Schutz des Arbeitnehmers der Grundsatz der 
Einheit der Versorgungszusage zur Anwendung kommt22, kann der Arbeitgeber mit diesem 
Grundsatz hier vertretener Auff assung nach eine Fortsetzung der Diff erenzierung für neue 
Vereinbarungen zur Altersversorgung nicht rechtfertigen.

Lediglich dort, wo einseitige, im Versorgungsverhältnis schon enthaltene Gestaltungs-
recht e zum Zug kommen, fehlt es insoweit an einem neuen Versorgungsverhältnis, welches 
am Maßstab der Unzu lässig keit der Diff erenzierung nach dem Geschlecht zu messen ist. 
Beispielsfälle sind etwa die Geltendmachung eines Kapitalwahlrechts im Versorgungsfall, 
die Geltendmachung einer Abfi ndung des Versorgungsrechts 23 oder die Geltendmachung 

18 Raulf a. a. O., S. 94 f.
19 Raulf a. a. O., S. 95.
20 Temming, BetrAV 2012, S. 391, 394.
21 So explizit auch Höfer, DB 2011, S. 1336.
22 Vgl. Höfer, BetrAVG, 13. Aufl ., Bd. I: Arbeitsrecht, § 1b, Rz. 2785 ff .
23 Vgl. Höfer, DB 2011, S. 1336.
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eines Wahlrechts in Bezug auf den Einbezug oder Ausschluss einer Hinterbliebenen-
versorgungsleistung. 

Bei der Übertragung der Versorgungsverpfl ichtungen nach § 4 BetrAVG auf einen 
neuen Arbeitgeber ist zu unterscheiden: Soweit die Zusage selbst nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 
BetrAVG übertragen wird, liegt beim neuen Arbeitgeber keine neue Zusage vor. Eine ggf. 
nach dem Geschlecht diff erenzierende beitragsorientierte Versorgungszusage kann damit 
unverändert vom neuen Arbeitgeber fortgesetzt werden. Wird dagegen nach § 4 Abs. 2 
Nr. 2 BetrAVG der Übertragungswert auf den neuen Arbeitgeber übertragen und von 
diesem eine wertgleiche Zusage erteilt, so ist für die Ermittlung des Übertragungswertes 
auf die biometrischen Grundlagen der Ausgangszusage abzustellen, ggf. unter Berücksichti-
gung eines nach Geschlecht diff erenzierenden Tarifs.24 Der neue Arbeitgeber darf bei der 
Erteilung der wertgleichen neuen Zusage jedoch nur eine Unisex-Versorgung anbieten.

Im Bereich der Entgeltumwandlung schließlich stellt sich die Frage, wie die Fälle zu 
behandeln sind, bei denen der Arbeitnehmer von Jahr zu Jahr neu über das Ob und Wie 
(sprich: die Höhe) einer ergänzenden Altersversorgung im Wege der Entgeltumwandlung 
entscheiden darf. Können Umwandlungsentscheidungen ab dem 21.12.2012 weiterhin auf 
Basis einer schon vorher vereinbarten, nach Geschlecht diff eren zierenden Versorgungs-/
Versicherungsregelung erfolgen? 

Für dieses Ergebnis, d. h. die weitere Zulässigkeit von Bisex-Tarife n, spricht, dass in 
diesen Fällen vom Arbeitnehmer eine einseitige Option ausgeübt wird. Dennoch ist es 
Arbeitgebern zu empfehlen, ihre Entgeltumwandlungsregelung für die Zukunft  in Richtung 
Unisex-Tarif zu ändern und damit ihr Risiko zu vermindern. Eine solche, für den einzelnen 
Arbeitnehmer ggf. wirtschaft lich nachteilige Änderung dürft e nämlich entsprechend dem 
3-Stufen-Modell des Bundesarbeitsgerichts25 als bloßer Eingriff  in künft ig erdienbare Ver-
sorgungsrechte durch sachlich-proportionale Gründe gerechtfertigt sein.

d) Zukünftige europarechtliche Auswirkungen auf das BetrAVG 
Auch in absehbarer Zukunft  wird »Europarecht« wieder Einfl uss auf das deutsche Betriebs-
rentenrecht nehmen. 

Am 16.02.2012 veröff entlichte die EU-Kommission das Weißbuch »Eine Agenda für 
angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten«. Generell enthält ein Weiß-
buch Vorschläge für ein gemeinschaft liches Vorgehen in einem bestimmten Bereich. 

Insgesamt wurden darin insgesamt elf von der EU-Kommission vorgesehenen Maßnah-
men zur »privaten Zusatz-Altersvorsorge« behandelt, wovon neun die betriebliche Alters-
versorgung betreff en.

Als zentrale Eckpunkte für weitere Reformen wurden u. a. folgende Punkte herausgear-
beitet (Weißbuch der Europäischen Kommission vom 16.02.2012):

 • Koppelung des Ruhestandsalters an die gestiegene Lebenserwartung;
 • Einschränkung des Zugangs zu Frühpensions- bzw. -rentensystemen und anderen 

frühzeitigen Ausstiegsmöglichkeiten;
 • Verlängerung der Lebensarbeitszeit durch besseren Zugang zu lebenslangem Lernen;
 • Anpassung der Arbeitsplätze an eine Belegschaft  mit höherer Diversität;

24 So explizit auch Höfer, DB 2011, S. 1336.
25 BAG vom 17.04.1985 – 3 AZR 72/83 –, DB 1986, S. 283; BAGE, S. 49, 57, 66 ff . = DB 1986, S. 228.
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12    Teil A:  Grundlagen, Anforderungen und Umsetzung der betrieblichen Altersversorgung

 • Förderung des Ausbaus von Beschäft igungschancen für ältere Arbeitskräft e und Unter-
stützung des aktiven und gesunden Alterns;

 • Angleichung das Ruhestandsalters für Frauen und Männer;
 • Förderung des Ausbaus der Zusatz-Altersvorsorge, um das Ruhestandseinkommen zu 

erhöhen.

Bisher gibt es zu diesen zentralen Punkten noch keine konkreten Gesetzesvorschläge. Die 
EU-Kommission hat jedoch angekündigt, (Teile) der erarbeiteten Vorschläge in neue EU-
Richtlinien zu gießen bzw. bestehende EU-Richtlinien zu ändern. Diese müssten dann von 
den Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden.

2 Das arbeitsrechtliche Grundverhältnis der 
betrieblichen Altersversorgung – die »Versorgungs-
zusage«

2.1 Einführung 

Gemäß der Legaldefi nition des § 1 Abs. 1 BetrAVG  basieren sämtliche Leistungsrechte der 
betrieblichen Altersversorgung  auf einer Versorgungszusage  des Arbeitgebers im arbeits-
rechtlichen Grundverhältnis, indem Arbeitnehmern Leistungen der Alters-, Invaliditäts- 
oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlass eines Arbeitsverhältnisses vom Arbeitgeber 
zugesagt werden. Die Versorgungszusage ist damit der herausragende Verpfl ichtungsgrund 
für den Arbeitgeber. Dieser Verpfl ichtungsgrund stellt in diesem Zusammenhang daher 
auch den Entgeltcharakter einer betrieblichen Altersversorgungsleistung heraus26. Dieser 
hieraus resultierenden grundlegenden Verpfl ichtung kann sich der Arbeitgeber gemäß § 1 
Abs. 1 Satz 3 BetrAVG auch dann nicht entziehen, wenn er die Durchführung der zuge-
sagten Versorgungsleistung über einen externen Versorgungsträger wählt.

Der Versorgungszweck der betrieblichen Altersversorgung unterscheidet diese Leistun-
gen von anderen möglichen arbeitgeberseitigen Sozialleistungen gegenüber Arbeitnehmern. 
Die »Versorgungszusage« aus Anlass eines Arbeitsverhältnisses – bzw. einer Tätigkeit eines 
Nichtarbeitnehmers zugunsten des zusagenden Unternehmens (§ 17 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG) 
– grenzt somit die betriebliche Altersversorgung von sämtlichen anderen in Frage kom-
menden Alterssicherungsleistungen ab. Maßgeblich ist also allein, ob die erteilte Versor-
gungszusage  den Vorgaben des § 1 Abs. 1 BetrAVG entspricht. Unbeachtlich ist hierbei, 
wie der Arbeitgeber die zugesagten Leistungen begriff sdefi nitorisch bezeichnet.27

26 Vgl. zum Entgeltcharakter der betrieblichen Altersversorgung: BAG vom 26.06.1990 – 3 AZR 641/88 –, 
NZA 1991, S. 144.

27 BAG vom 03.11.1998 – 3 AZR 454/97 –, NZA 1999, S. 595.
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2.2 Persönlicher Geltungsbereich28

Grundsätzlich ist das BetrAVG ein Schutzgesetz für Arbeitnehmer und Personen in einem-
vergleichbaren Vertragsverhältnis (§ 17 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 BetrAVG), nicht aber für 
(Mit-)Unternehmer. Der diesbezüglich in § 17 Abs. 1 BetrAVG enthaltene Arbeitnehmer-
begriff   ist eindeutig: Arbeitnehmer sind Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäft igten. 

Seit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes im Jahr 200129 wird allerdings gesetzlich 
nicht mehr zwischen Angestellten und Arbeitern unterschieden, da der § 5 BetrVG beide 
unter dem Oberbegriff  »Arbeitnehmer« subsumiert. Daher ist eine Unterscheidung der 
Beschäft igtengruppen »Arbeiter« und »Angestellte« auch für das BetrAVG nicht mehr von 
praktischer Relevanz.

Der Arbeitnehmerbegriff   umfasst neben vollzeit- auch teilzeitbeschäft igte Arbeitnehmer 
sowie befristet oder geringfügig Beschäft igte und Heimarbeiter. § 17 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG 
sieht zudem vor, dass auch andere Personengruppen als Arbeitnehmer den Regelungen des 
BetrAVG unterfallen können, wenn ihnen Leistungen der betrieblichen Altersversorgung 
aus Anlass ihrer Tätigkeit für ein Unternehmen zugesagt worden sind. Hierbei ist in erster 
Linie an die Vertreter der freien Berufe und Handelsvertreter zu denken.

Das BetrAVG fi ndet grundsätzlich auch auf Organpersonen von Kapitalgesellschaft en 
Anwendung. Allerdings ist in diesen Konstellationen zu überprüfen, inwieweit eine mög-
liche gesellschaft srechtliche Verfl echtung zwischen der jeweiligen Organperson und der 
Gesellschaft  besteht. Ist eine derartige Verfl echtung vorhanden, beurteilt sich die Anwend-
barkeit des Betriebsrentengesetzes danach, ob die Organperson eine beherrschende Stellung 
innerhalb der Gesellschaft erstruktur des Unternehmens ausübt und auf diesem Wege die 
Unternehmensausrichtung faktisch nach ihrem »Willen« gestalten kann. In derartigen 
Fällen wird die versorgungsberechtigte Person als Unternehmer gewertet, die den Schutz 
des BetrAVG nicht benötigt. Daher sind zudem sämtliche persönlich haft ende Inhaber bzw. 
Gesellschaft er eines Unternehmens grundsätzlich von den Schutzvorkehrungen des 
BetrAVG ausgeschlossen. Etwas anderes kann nur gelten, wenn gesellschaft srechtliche 
Sonderkonstellationen vorliegen, die den äußeren Schein einer beherrschenden Unterneh-
merstellung widerlegen, so dass dann einzelfallbedingt doch das BetrAVG Anwendung 
fi nden kann30.

2.3 Sachlicher Geltungsbereich31

Das BetrAVG schützt gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 nur solche Leistungen, die der Sache nach 
betriebliche Altersversorgung  darstellen. Leistungen der betrieblichen Altersversorgung 
liegen vor, wenn die durch den Arbeitgeber gewährten Sozialleistungen an den Eintritt 
eines biologischen bzw. biometrischen Ereignisses geknüpft  werden und hiermit mindestens 

28 Vgl. allgemein in diesem Sachzusammenhang: Pensions-Sicherungs-Verein a. G., Merkblatt 300/M1.
29 BGBl. I 2001, S. 2518.
30 Beispiele für mögliche gesellschaft liche Sonderkonstellationen siehe unter Höfer, BetrAVG, Band I, 

Rn. 5583 ff .
31 Vgl. auch: Pensions-Sicherungs-Verein a.G., Merkblatt 300/M1.
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ein Versorgungszweck abgedeckt wird. Nach Ansicht des BAG kommt es für die Beurteilung 
der Frage, ob es sich bei der Leistung um betriebliche Altersversorgung i. S. d. BetrAVG 
handelt, darauf an, ob die jeweilige zugesagte Leistung an ein biometrisches Risiko i. S. d. 
Betriebsrentengesetzes anknüpft .32 Vor diesem Hintergrund liegt eine betriebliche Alters-
versorgung i. S. d. § 1 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG ausschließlich dann vor, wenn der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer Versorgungsleistungen 

 • wegen Erreichens eines bestimmten Alters (Altersversorgung),
 • wegen Eintritts von Invalidität bzw. Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit (Invalidenversor-

gung) oder
 • wegen Eintritts des Todes an die Hinterbliebenen (Hinterbliebenenversorgung)

zusagt. Der Eintritt eines der vorgenannten Ereignisse ist begriff sdefi nitorisch als Eintritt 
des Versorgungsfalls zu verstehen. Teilweise werden am Markt bAV-Produkte angeboten, 
die eine unmittelbare Pfl egerente oder eine Erhöhung der vereinbarten Altersrente im 
Pfl egefall vorsehen und somit an das Risiko der Pfl egebedürft igkeit  anknüpfen. Bei diesen 
Produkten besteht ein erhebliches Risiko, dass diese nicht als Leistung der betrieblichen 
Altersversorgung anerkannt werden. So hat das Bundesarbeitsgericht explizit geurteilt, dass 
Krankheits- oder Geburtsbeihilfen nicht zu den zulässigen Leistungsarten einer betrieblichen 
Altersversorgung zählen.33 

Nicht um Leistungen der betrieblichen Altersversorgung  handelt es sich bei sonstigen 
Sozialleistung en, deren arbeitgeberseitiges Motiv bzw. deren Versorgungszweck nicht an 
den Eintritt eines biologischen bzw. biometrischen Ereignisses gebunden ist. Solche Leis-
tungen sind beispielsweise Abfi ndungen aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses, vermögenswirksame Leistungen, Tantiemen, Gewinnbeteiligungen und Überbrü-
ckungshilfen zur Förderung des Übergangs in einen neuen Beruf. Ausnahmen können 
jedoch dann gelten, wenn zugesagte betriebliche Sozialleistungen als integraler Bestandteil 
der Altersversorgung dienen und daher zweckgebunden betrieblichen Altersversorgungs-
empfängern gewährt werden. Solche Leistungen sind beispielsweise Wohnraumüberlas-
sungen an einer Werkswohnung, Weihnachtsgeldzahlungen oder Strom- bzw. Kohlede-
putate.34 Zusammenfassend ist es in diesen Fällen jedoch unabdingbar, eine individuelle 
Abwägung der konkreten Umstände des Einzelfalles vorzunehmen, um derartige Leistun-
gen als Leistungen der betrieblichen Altersversorgung qualifi zieren zu können.

2.4 Zeitlicher Geltungsbereich

Das Betriebsrentengesetz  ist am 21.12.1974 im BGBl. Teil I 1974, S. 3610 verkündet worden 
und gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 am Tag nach seiner Verkündung in Kraft  getreten. Zu be-
achten ist in diesem Zusammenhang, dass die §§ 7 – 15 erst am 01.01.1975 in Kraft  getre-
ten sind. Bis zum heutigen Tag wurde das BetrAVG durch zahlreiche Gesetzesnovellierun-
gen modifi ziert, die in diesem Kapitel unter 1.3 umfassend wiedergegeben sind. Ab § 30a ff . 

32 BAG vom 16.03.2010 – 3 AZR 594/09 –, DB 2010, S. 1834.
33 Urteil vom 10.02.2009 – 3 AZR 653/07 – Rn. 19, DB 2009, S. 1303.
34 Vgl. BAG vom 11.08.1981 – 3 AZR 395/80 –, DB1981, S. 2331.
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2  Das arbeitsrechtliche Grundverhältnis der betrieblichen Altersversorgung     15

BetrAVG sind sämtliche Übergangsregelungen enthalten, die die genannten Gesetzesno-
vellierungen erforderlich gemacht haben.

2.5 Rechtsbegründungsakte der betrieblichen Altersversorgung

2.5.1 Einführung

Zugesagte Versorgungsleistungen der betrieblichen Altersversorgung basieren im arbeits-
rechtlichen Grundverhältnis auf einer besonderen rechtlichen Grundlage. Diese Grundla-
ge ist ein sog. Rechtsbegründungsakt, durch den die jeweilige Versorgungszusage arbeits- 
bzw. zivilrechtlich initiiert bzw. ins Leben gerufen wird. Somit ist ein Rechtsbegründungs-
akt  im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung nichts anderes als die entsprechende 
Verpfl ichtungserklärung, die eine betriebliche Versorgungszusage begründet. Rechtsbe-
gründungsakte können dabei unterschiedlich ausgestaltet sein.

Es wird hierbei diff erenziert zwischen individual- und kollektivrechtlichen Begründungs-
akten auf der einen Seite sowie zwischen ausdrücklichen und stillschweigenden Rechtsbe-
gründungsakten auf der anderen Seite.

Wichtig herauszustellen ist es hinsichtlich der Rechtsbegründungsakt e der betrieblichen 
Altersversorgung , gerade auch im Hinblick auf die weiteren Ausführungen dieser Publi-
kation, welchen Rechtscharakter derartige rechtliche Verpfl ichtungstatbestände in Form 
von Versorgungszusagen besitzen. Da eine betriebliche Versorgungszusage als Ergänzung 
und Bestandteil des jeweiligen Arbeitsvertrags zu verstehen ist35, befi nden sich die Betei-
ligten an dieser Stelle in den Geltungsbereichen des klassischen Zivilrechts, mit dem Hin-
tergrund einer grundsätzlich bestehenden Vertrags-, Tarif- und Privatautonomie. Grund-
lage der Privatautonomie des deutschen Zivilrechts ist daher zusammenfassend, dass es 
jedermann gestattet ist Verträge zu schließen, die sowohl hinsichtlich des Vertragspartners 
als auch des Vertragsgegenstands frei bestimmt werden können, sofern sie nicht gegen 
zwingende Vorschrift en des geltenden Rechts, gesetzliche Verbote oder die guten Sitten 
verstoßen.36 Der diesbezügliche rechtliche Rahmen für die betriebliche Altersversorgung 
wird durch die einschlägigen Normen des BetrAVG und anderer Zivilrechtsnorm en, die 
den genannten Rechtsbereich betreff en, öff entliche Verwaltungsanweisungen jeweiliger 
Bundes- und Landesministerien bzw. -behörden und die einschlägige Rechtsprechung 
gebildet. Durch den zuvor geschilderten Sachverhalt wird daher sichtbar, welche äußeren 
Vorgaben auf Umsetzungen und Beratungsprozesse zur betrieblichen Altersversorgung 
einwirken, so dass jeweilige Anwender mit einer gebotenen und nötigen Sensibilität in 
derartige Umsetzungsvorgänge treten müssen. Betriebliche Altersversorgungsmaßnahmen 
sind folglich nur durch zivilrechtliche Individualberatungsvorgänge zu implementieren, 
die den Umständen des jeweiligen Einzelfalles gerecht werden müssen.

Unterstrichen wird dieser Sachverhalt zudem dadurch, dass Arbeitgeber  grundsätzlich 
mitbestimmungsfrei entscheiden können, ob sie innerbetriebliche Sozialleistungen in Form 
von betrieblicher Altersversorgung gewähren wollen oder nicht37. Lediglich der durch das 

35 Vgl. 2.1.; vgl. Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, BetrAVG, Vorbemerkung Rn. 43.
36 Vgl. in diesem Zusammenhang zur grundgesetzlich geschützten Vertragsfreiheit: Art. 2 Abs. 1 GG; 

ständige Rechtsprechung des BVerfG, BVerfG 8, 274, Rn. 212 und BVerfG 95, 267, Rn. 142.
37 Vgl. BAG vom 12.06.1975 AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Altersversorgung, BB 1975, S. 1065.
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16    Teil A:  Grundlagen, Anforderungen und Umsetzung der betrieblichen Altersversorgung

AVmG eingeführte arbeitnehmerseitige Anspruch auf Entgeltumwandlung durchbricht 
diesen Grundsatz. Somit können Arbeitnehmer zwar eigene Entgeltansprüche zum Aufb au 
einer betrieblichen Altersversorgung verwenden, jedoch ist der Arbeitgeber nach wie vor 
in der Lage, gemäß § 1a Abs. 1 BetrAVG den für ihn zweckmäßigsten Durchführungsweg  
vorzugeben. Nur wenn der Arbeitgeber keinen speziellen Durchführungsweg vorgibt, kann 
der Arbeitnehmer seinerseits eigenständig verlangen, dass die betriebliche Altersversor-
gungsmaßnahme über eine Direktversicherungszusage gewährt wird (§ 1a Abs. 1 Satz 3 
BetrAVG).38

2.5.2 Individualrechtliche Begründungsakte

2.5.2.1 Einzelzusage

Die Einzelzusage  im Rahmen der Rechtsbegründungsakte der betrieblichen Altersversorgung 
stellt eine individuell zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbarte Versorgungs-
zusage  dar. Hierbei wendet sich der Arbeitgeber mit seinem Vertragsangebot (vgl. §§ 145 
BGB ff .) unmittelbar an den Arbeitnehmer, ohne einen kollektiven Bezug zu betrieblichen 
Versorgungszusagen anderer Arbeitnehmer des Unternehmens zu nehmen. Häufi g anzu-
treff en sind Einzelzusagen bei Führungskräft en in Unternehmen bzw. Unternehmensleitern 
wie Geschäft sführern und Vorständen, da bei diesen Personenkreisen zumeist gehobene 
Vergütungsstrukturen vorhanden sind, so dass die betriebliche Versorgungszusage als 
Entgeltergänzungsbestandteil und Mitarbeiterbindungsinstrument individuell auf das 
einzelne Dienst- bzw. Arbeitsvertragsverhältnis abgestimmt wird.

2.5.2.2 Vertragliche Einheitsregelung

Charakteristisch für das Vorliegen einer vertraglichen Einheitsregelung   ist, dass zwar mit 
allen Arbeitnehmern eines Unternehmens persönlich eine Versorgungszusage vertraglich 
vereinbart wird, der zugrunde liegende standardisierte Vertragstext jedoch in seinem 
Wortlaut auch für alle übrigen Arbeitnehmer (bzw. eine Gruppe von ihnen) des zusagenden 
Unternehmens gilt. Somit wird trotz persönlicher Arbeitnehmeransprache ein kollektiver 
Bezug der einzelnen Versorgungszusage bewirkt. Da dieser kollektive Bezug für den Ar-
beitnehmer jedoch erkennbar sein muss, sollte der Arbeitnehmer bei Vertragsschluss ex-
plizit durch den Arbeitgeber auf diesen Sachverhalt hingewiesen werden.39

2.5.2.3 Gesamtzusage

Im Rahmen einer Gesamtzusage  als individualrechtliches Regelungselement der betriebli-
chen Altersversorgung wendet sich der zusagende Arbeitgeber zur Gewährung von Leis-
tungen der betrieblichen Altersversorgung nicht an jeden Arbeitnehmer seines Unterneh-
mens einzeln, sondern an die Belegschaft  bzw. Belegschaft sgruppen im gesamten. Die 
hierzu vereinheitlichten Versorgungsbedingungen werden dann in geeigneter Weise bekannt 
gemacht. Neben einer gelegentlichen mündlichen Bekanntgabe erfolgt häufi g auch eine 
diesbezügliche Verlautbarung durch den viel zitierten Aushang am »Schwarzen Brett« oder 

38 Vertiefend: 2.7.5.4.
39 BAG vom 16.09.1986 – GS 1/82 –, DB 1987, S. 986.
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einer Veröff entlichung im Intranet. Im Anschluss wird die erteilte Versorgungszusage 
durch die Normierung des § 151 Satz 1 BGB Bestandteil des zugrunde liegenden Arbeit-
nehmer-Arbeitsvertrags.

2.5.2.4 Betriebliche Übung

Der individualrechtliche Begründungsakt einer betrieblichen Altersversorgung in Form 
einer betrieblichen Übung  ist dadurch gekennzeichnet, dass der jeweilige Arbeitgeber durch 
wiederholt gleichförmiges Verhalten mitteilt, bestimmte betriebliche Versorgungsleistun-
gen an seine Belegschaft  zu gewähren. Nach ständiger Rechtsprechung des BAG entsteht 
eine betriebliche Übung durch ein konkludentes bzw. gleichförmiges und wiederholtes 
Verhalten des Arbeitgebers, das den Inhalt der Arbeitsverhältnisse versorgungsberechtig-
ter Arbeitnehmer oder der Rechtsverhältnisse mit Betriebsrentnern gestaltet und geeignet 
ist, vertragliche Ansprüche auf eine Leistung zu begründen, wenn und soweit Arbeitnehmer 
oder Betriebsrentner aus dem Verhalten des Arbeitgebers schließen durft en, ihnen werde 
eine entsprechende Leistung auch künft ig gewährt.40 Was das BAG unter dem o. g. gleich-
mäßigen und wiederholten Arbeitgeberverhalten versteht, ist exemplarisch im Jahr 2002 
beschieden worden.41 Ist es demnach Inhalt einer gleichförmigen betrieblichen Praxis, 
allen Mitarbeitern, die mindestens eine zehnjährige Betriebszugehörigkeit aufzuweisen 
haben, nachfolgend eine betriebliche Altersversorgung zu versprechen, so kommt es nicht 
darauf an, dass die Versorgungszusage stets zum gleichen Zeitpunkt (also etwa genau nach 
zehn Jahren) gemacht wird. Entscheidend ist vielmehr nach Vorgaben des BAG, dass alle 
Mitarbeiter, in deren Person die Voraussetzungen der (internen) Versorgungsrichtlinie 
vorliegen, eine Versorgungszusage erhalten. Die Versorgungszusagen selbst dürfen in 
diesem Zusammenhang gebündelt und/oder rückwirkend auf den Ablauf einer bestimmten 
Wartefrist datiert werden. Solche Verfahrensfragen stehen infolgedessen der Annahme 
einer betrieblichen Übung nicht entgegen.

Eine betriebliche Übung  entsteht nicht, wenn die Leistung nur unter einem Freiwillig-
keitsvorbehalt gewährt wird. Vereinbaren z. B. die Arbeitsvertragsparteien in einem For-
mulararbeitsvertrag ein monatliches Bruttogehalt und weist der Arbeitgeber darauf hin, 
dass die Gewährung sonstiger Leistungen wie die Zahlung von Weihnachtsgeld freiwillig 
und mit der Maßgabe erfolgt, dass auch bei einer wiederholten Zahlung kein Rechtsanspruch 
für die Zukunft  begründet wird, entsteht kein Anspruch auf Weihnachtsgeld aus betrieb-
licher Übung, auch wenn der Arbeitnehmer jahrelang Weihnachtsgeld in Höhe eines 
halben Bruttomonatsgehalts erhält.42 Der Arbeitgeber muss es allerdings in seiner Erklärung 
gegenüber den Arbeitnehmern unmissverständlich deutlich machen, wenn er sich den 
Widerruf einer zugesagten Sozialleistung  vorbehalten will, damit keine vertragliche Bindung 
zustande kommt.43 Zu beachten ist jedoch auch, dass allein die wiederholte Kennzeichnung 
einer Leistung als »freiwillig« die Entstehung eines Rechtsanspruchs aus betrieblicher Übung 
nicht von vornherein ausschließt.44

40 Vgl. z. B.: BAG vom 19.08.2008 – 3 AZR 194/07 –, NZA 2009, S. 196; BAG vom 25.06.2002 – 3 AZR 
360/01 –, NZA 2003, S. 875.

41 BAG vom 25.06.2002 – 3 AZR 360/01 –, NZA 2003, S. 875.
42 BAG vom 21.01.2009 – 10 AZR 219/08 –, NZA 2009, S. 310.
43 BAG vom 23.10.2002 – 10 AZR 48/02 –, NZA 2003, S. 557.
44 BAG vom 19.05.2005 – 3 AZR 660/03 –, NZA 2005, S. 889.
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18    Teil A:  Grundlagen, Anforderungen und Umsetzung der betrieblichen Altersversorgung

2.5.2.5 Versorgungsverpfl ichtung  aus Gleichbehandlungsgrundsätzen

Gemäß § 1b Abs. 1 Satz 4 BetrAVG können Leistungsansprüche auf betriebliche Alters-
versorgung auch auf dem »Grundsatz der Gleichbehandlung« beruhen. Eine Einfl ussnah-
me auf diesen Grundsatz kann grds. durch deutsches und europäisches Recht erfolgen.

a) Grundgesetz 
Der bundesdeutsche Grundsatz der arbeitsrechtlichen Gleichbehandlung , der auch für 
betriebliche Versorgungszusagen maßgeblich ist, wird hierbei insbesondere durch das 
Grundgesetz tangiert. Die Parteien der betrieblichen Altersversorgungsmaßnahme (Ar-
beitsvertragsparteien) – also Arbeitgeber und Arbeitnehmer – sind zwar keine Grund-
rechtsadressaten und somit nicht unmittelbar an den einschlägigen Artikel 3 GG gebunden. 
Jedoch genießt der Arbeitnehmer in seinem Verhältnis zum Arbeitgeber einen gleicharti-
gen Schutz durch den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz, der grundgesetzlich 
durch den Gleichberechtigungssatz  (Artikel 3 Abs. 2 GG) und das Benachteiligungsverbot  
(Artikel 3 Abs. 3 GG) gestützt wird. Durch diese Schutzmechanismen darf ein Arbeitneh-
mer hinsichtlich der wertmäßigen Ausgestaltung betrieblicher Versorgungsleistungen 
somit nicht willkürlich schlechter gestellt werden als andere Arbeitnehmer im Unternehmen. 
Eine Ausnahme kann nur gelten, wenn eine sachliche Rechtfertigung vorliegt. Diese kann 
z. B. dann gegeben sein, wenn sich der Arbeitgeber bei der diff erenzierten Bemessung der 
individuell je Arbeitnehmer bzw. Arbeitnehmergruppe zugesagten Versorgungsleistung 
am jeweils unterschiedlich vorhandenen Versorgungsbedarf  orientiert.45

b) Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 46

Eine weitere Verpfl ichtung für Arbeitgeber zur Gleichbehandlung von Arbeitnehmern 
hinsichtlich betrieblicher Versorgungsrechte kann auch aus dem AGG erwachsen. Das AGG 
soll ungerechtfertigte Benachteiligungen aus Gründen der ethnischen Herkunft , des Ge-
schlechts, der Religion, der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Identität verhindern und beseitigen. Zur Verwirklichung dieses Ziels hinsichtlich der 
Anspruchserhaltung von Versorgungsleistungen der betrieblichen Altersversorgung erhal-
ten die durch das Gesetz geschützten Personen Rechtsansprüche gegen Arbeitgeber, wenn 
diese ihnen gegenüber gegen die gesetzlichen Diskriminierungsverbot e verstoßen. Strittig 
war in diesem Zusammenhang einige Zeit, wie das genaue juristische Zusammenspiel zwi-
schen AGG und BetrAVG aussieht und ob ggf. das AGG gar nicht für die betriebliche Al-
tersversorgung gelte, da das BetrAVG als »lex specialis« vorgehe. Diese Diskussion hat das 
BAG glücklicherweise mit Urteil vom 11.12.200747 beendet. Hiernach legte der zuständige 
Dritte Senat des BAG fest, dass das AGG auch im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung  
seine Wirkung entfaltet. Die Regelung des § 2 Abs. 2 Satz 2 AGG, wonach für die betriebli-
che Altersversorgung das Betriebsrentengesetz gilt, enthalte lediglich eine Kollisionsregel 
zwischen AGG und BetrAVG. Soweit sich aus den Bestimmungen des BetrAVG Anknüp-
fungen an die vom AGG erfassten Merkmale (z. B. Alter) ergeben, soll es dabei verbleiben. 
Das BetrAVG enthält solche Vorschrift en z. B. hinsichtlich der Unverfallbarkeit.

45 Vgl. Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, BetrAVG, § 1b, Rn. 36.
46 BGBl. I 2006, S. 1897; zuletzt geändert durch Gesetz zur Neuregelung der Rechtsberatungsrechts vom 

12.12.2007 (BGBl. 2007, S. 2840).
47 BAG vom 11.12.2007 – 3 AZR 249/06 –, NZA 2008, S. 532.
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c) Europarecht
Auch auf europäischer Ebene bestehende Normvorgaben nehmen in diesem Zusammenhang 
maßgeblich Einfl uss auf das BetrAVG. So regelt der Artikel 141 des EG-Vertrags das Lohn-
gleichheitsgebot  für Männer und Frauen. Hierdurch wird der Grundsatz der Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen bei betrieblichen Versorgungssystemen durch euro-
päische Vorgaben auch für das deutsche Betriebsrentenrecht verbindlich.

2.5.3 Kollektivrechtliche Begründungsakte 

2.5.3.1 Betriebsvereinbarung

Bei Unternehmen, die über einen Betriebsrat  mitbestimmt werden, bietet sich die Einfüh-
rung von Versorgungswerken der betrieblichen Altersversorgung über den Weg einer 
Betriebsvereinbarung  an.

Eine Betriebsvereinbarung betrifft   Arbeitnehmer, die unter den persönlichen Geltungs-
bereich des Betriebsverfassungsgesetz es fallen (§ 5 BetrVG). Die Betriebsvereinbarung 
gehört wie der Tarifvertrag und die Regelungen nach dem Sprecherausschussgesetz zu 
Regelungsakten des kollektiven Arbeitsrechts. Vertragspartner einer Betriebsvereinbarung 
sind der Arbeitgeber und der Betriebsrat (ggf. Gesamt- oder Konzernbetriebsrat) als kol-
lektives Organ der von ihm vertretenen Arbeitnehmer des Unternehmens. Die Betriebs-
vereinbarung wirkt unmittelbar und zwingend (§ 77 Abs. 4 Satz 1 BetrVG), also, ähnlich 
wie ein Gesetz, normativ auf die einzelnen Arbeitsverträge, ohne deren individualrechtlicher 
Bestandteil zu werden.48 Es gilt in diesem Zusammenhang zu beachten, dass Arbeitgeber 
und Betriebsrat als Rechtsgrundlage und Wahrnehmung der Mitbestimmung nicht not-
wendigerweise eine Betriebsvereinbarung  wählen müssen. Das Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrates kann auch durch formfreie Abreden gewahrt werden.49 In der Praxis stellt die 
Betriebsvereinbarung in diesem Zusammenhang jedoch häufi g die fl exiblere Lösung dar. 

Ergänzend sollte bedacht werden, dass im Rahmen auf Entgeltumwandlung beruhender 
betrieblicher Versorgungszusagen, die zudem auf einer Betriebsvereinbarung basieren, 
zusätzlich eine Entgeltverzichtserklärung  geschlossen werden muss zwischen Arbeitgeber 
und dem jeweils umwandelnden Arbeitnehmer. Hierdurch sollten dann beispielsweise die 
Entgeltverzichtshöhe und der zu erfolgende Zahlungsmodus individuell festgelegt werden. 
Dies resultiert aus der Tatsache, dass es arbeitsrechtlich nicht zulässig ist, den Bruttolohn-
anspruch des Arbeitnehmers ohne dessen Zustimmung herabzusetzen.50 Betriebliche Re-
gelungen, die dem Arbeitnehmer vorschreiben, wie er seinen Lohn zu verwenden hat, sind 
unzulässig. Deshalb ist eine schrift liche Beweisführung über die diesbezüglich eingebrach-
ten Entgeltbestandteile sowohl aus Arbeitgeber- als auch aus Arbeitnehmersicht unabding-
bar, um späteren rechtlichen Streitigkeiten vorzubeugen.

Gerade bei der Betrachtung des Zusammenspiels der einzelnen Arbeitsschritte, die die 
Begründung einer beispielsweise auf Entgeltumwandlung beruhenden betrieblichen Ver-
sorgungsordnung in einem mitbestimmungspfl ichtigen Unternehmen begleiten, wird der 
zuvor beschriebene Kontext noch eingehender bestätigt. Die Regel bildet hierbei ein zur 
Setzung von Rahmenbedingungen abgeschlossener Tarifvertrag, der die näheren Ausge-

48 BAG vom 11.06.1975 – 5 AZR 217/74 –, DB 1975, S. 1945.
49 BAG vom 09.07.1985 – 3 AZR 546/82 –, DB 1986, S. 279.
50 Vgl. sinngemäß: BAG vom 21.04.1966 – 2 AZR 264/65 – DB 1966, S. 985,
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staltungsmöglichkeiten der jeweiligen Versorgungsordnung einer internen Betriebsverein-
barung überlässt.51 Die sich hieraus ergebenden Wahlmöglichkeiten der Arbeitnehmer 
werden durch diese dann schlussendlich durch eine einzelvertragliche Abrede bestätigt.

2.5.3.2 Tarifvertrag

Regelungen zur Einführung von Durchführungswegen der betrieblichen Altersversorgung 
können auch mit Hilfe eines Tarifvertrag s begründet werden, der ebenfalls dem Bereich 
des kollektiven Arbeitsrechts zuzuordnen ist. Enthält der Tarifvertrag  eine Öff nungsklau-
sel , ist es den jeweiligen Unternehmen autark möglich, auf Basis von Individual- oder 
Betriebsvereinbarungen Regelungen für die Einführung von Lösungen der betrieblichen 
Altersversorgung festzulegen. Beinhaltet der Tarifvertrag jedoch dezidierte Vorgaben für 
die tarifvertragsgebundenen Unternehmen, so wirken solche Regelungen normativ (§ 4 
Abs. 1 TVG) und beeinfl ussen das jeweilige Arbeitsverhältnis, ohne jedoch deren indivi-
dualrechtlicher Bestandteil zu werden.

Tarifvertraglich begründete Regelungen für die betriebliche Altersversorgung  gelten an 
sich nur für die in den vertragsschließenden Parteien organisierten Arbeitgeber (Arbeitge-
berverband) und Arbeitnehmer (Gewerkschaft ). Der Tarifvertrag kann jedoch nach gemäß 
§ 5 TVG für allgemeinverbindlich erklärt werden. Dies bewirkt, dass alle in dem betreff en-
den Tarifb ereich beschäft igten Arbeitnehmer von den Regelungen erfasst werden, wenn 
eine Einführung von betrieblicher Altersversorgung angestrebt wird – also auch diejenigen 
Arbeitnehmer, die nicht gewerkschaft lich oder bei einer anderen als der vertragsschließen-
den Gewerkschaft  organisiert oder bei einem Arbeitgeber tätig sind, der nicht dem ver-
tragsschließenden Verband angehört. Somit entfaltet der Tarifvertrag in diesem Zusam-
menhang unmittelbare und zwingende Wirkung (normativ). Die Tarifvertragsnorm en 
überlagern also die arbeitsvertraglichen Regelungen wie ein Gesetz. Es kommt daher nicht 
darauf an, dass die Arbeitsvertragsparteien die Geltung der Regelungen des Tarifvertrags 
vereinbaren oder von der Wirkung des Tarifvertrags auch nur Kenntnis haben.52 In diesem 
Zusammenhang ist zudem folgender Sonderfall zu beachten:

Trifft   ein für ein Arbeitsverhältnis geltender Firmentarifvertrag auf einen gleichfalls für 
dieses Arbeitsverhältnis geltenden allgemeinverbindlichen Verbandstarifvertrag, so ergibt 
sich eine Tarifk onkurrenz . Der Firmentarifvertrag geht hier als die speziellere Regelung 
vor. Seine Bestimmungen stehen dem Unternehmen räumlich, fachlich, betrieblich und 
persönlich am nächsten. Durch diese Bestimmungen werden Eigenarten und Erfordernis-
se des Unternehmens am besten berücksichtigt.53

Abschließend ist im Rahmen dieses Kontextes noch auf den Wirkungszusammenhang 
zwischen Tarifvertrag  und Betriebsvereinbarung  hinzuweisen. Denn das BetrVG schließt 
in § 77 Abs. 3 jede Art von freiwilliger und verpfl ichtender Betriebsvereinbarung hinsicht-
lich der Th ematik »Arbeitsentgelte« defi nitiv aus, wenn dieser Th emenbereich durch einen 
Tarifvertrag geregelt ist oder grundsätzlich über diesen geregelt wird. Damit soll die Tarif-

51 Vgl. Höfer, BetrAVG, Band I, Rn. 280; zur Rechtskontrolle von Betriebsvereinbarungen vgl. Preis/
Ulber, R+A 2013, 211.

52 Vgl. Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, BetrAVG, § 4, Rn. 1.
53 Vgl. BAG vom 23.03.2005 – 4 AZR 203/04 –, NZA 2005, S. 1003; s. auch BAG vom 05.03.2013 – 1 AZR 

417/12, DB 2013, 1852. Zu Freiräumen und Grenzen für Zuordnungstarifverträge (§ 3 BetrVG) s. BAG 
vom13.03.2013, NZA 2013, 730, dazu Sprenger, NZA 2013, 990.
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autonomie vor einer Regelungskonkurrenz durch die Betriebspartner geschützt werden. 
Eine trotzdem geschlossene Betriebsvereinbarung wäre rechtsunwirksam.54 Zudem fi ndet 
in dieser Konstellation das in § 4 Abs. 3 TVG normierte Günstigkeitsprinzip  keine Anwen-
dung, da § 77 Abs. 3 TVG Vorrang hat und zudem sich das Günstigkeitsprinzip auf das 
einzelne Arbeitsverhältnis bezieht, so dass es dem Schutz der Privatautonomie des einzel-
nen Arbeitnehmers dient55.

2.5.3.3 Sprecherausschussgesetz (SprAuG) 56

Gemäß § 5 Abs. 3 fi ndet das BetrVG auf leitende Angestellte in Unternehmen keine An-
wendung. Daher können kollektivrechtliche Versorgungszusagen auf betriebliche Alters-
versorgungsleistungen für die genannte Personengruppe durch Richtlinien und Vereinba-
rungen nach dem SprAuG (§ 28 SprAuG) verpfl ichtend begründet werden. Die normative 
Wirkung derartiger Richtlinien in Bezug auf betriebliche Versorgungszusagen muss gemäß 
§ 28 Abs. 2 SprAuG gesondert vereinbart werden. Grundsätzlich ist davon auszugehen, 
dass die genannten Richtlinien und Vereinbarungen rechtlich analog einer auf dem BetrVG 
beruhenden Betriebsvereinbarung behandelt werden, da sowohl das SprAuG als auch das 
BetrVG eine gleich ausgerichtete Vertretungsadministration beschreiben57.

2.6 Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats

Ein Betriebsrat  kann in mitbestimmten Unternehmen – in gewissen Grenzen – Einfl uss 
auf die unternehmensseitig off erierten Möglichkeiten zur Inanspruchnahme einer betrieb-
lichen Altersversorgung nehmen. Dies geschieht z. B. in Fällen von Möglichkeiten zur 
Entgeltumwandlung durch sog. tarifl iche Öff nungsklausel n (§ 17 Abs. 5 BetrAVG), die es 
dem Betriebsrat und dem Arbeitgeber ermöglichen, tarifvertragliche Regelungen an die 
individuellen innerbetrieblichen Rahmenbedingungen anzupassen. Mitwirkungsrechte des 
Betriebsrates können jedoch insgesamt nur bestehen, soweit gesetzliche und tarifvertrag-
liche Regelungen nicht entgegenstehen. So kann grundsätzlich durch eine Betriebsverein-
barung nicht von zwingenden gesetzlichen Vorschrift en oder tarifvertraglichen Regelungen 
abgewichen werden (vgl. 2.5.3.2).

Da es sich bei der betrieblichen Altersversorgung darüber hinaus um eine freiwillige 
Sozialleistung des Arbeitgebers handelt, gibt es nach der Rechtsprechung des BAG58 zudem 
wesentliche Teilbereiche, in denen der Arbeitgeber  mitbestimmungsfrei über diesbezügliche 
Maßnahmen entscheiden kann59. Dementsprechend kann der Arbeitgeber eigenständig 
entscheiden, ob grundsätzlich überhaupt eine betriebliche Altersversorgung aus der Eigen-

54 Vgl. Fitting, BetrVG, § 77, Rn. 97.
55 Vgl. 1.1 i. V. m. Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, BetrAVG, § 4, Rn. 35.
56 BGBl. I 1988, S. 2312; zuletzt geändert durch BGBl. I 2006, S. 2407.
57 Vgl. im Ergebnis ebenso: Höfer, BetrAVG, Band 1, Rn. 269 ff .
58 Vgl. BAG vom 12.06.1975 – 3 ABR 13/74 –, BB 1975, S. 1065.
59 Es besteht jedoch für den Arbeitgeber und den Betriebsrat in diesem Zusammenhang die Möglichkeit, 

mitbestimmungsfreie Th emenbereiche über eine freiwillige Betriebsvereinbarung i. S. d. § 88 BetrVG 
zu regeln (vgl. Fitting, BetrVG, § 88, Rn. 1 ff .). Zu Mitwirkungsrechten des Europäischen Betriebsrats 
bei grenzüberschreitenden Betriebsänderungen vgl. Maiß/Pauken, RB 2013, 1589.
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initiative des Unternehmens heraus angeboten werden soll. Weiter kann er entscheiden, 
welchem Personenkreis im Unternehmen betriebliche Altersversorgungsmaßnahmen an-
geboten werden sollen, welcher Durchführungsweg zur Verfügung gestellt werden soll und 
welche Volumina die zweckbestimmten Vermögensmittel erhalten sollen, die der Arbeitge-
ber für Maßnahmen der betrieblichen Altersversorgung bereithält (Dotierungsrahmen).60

Demgegenüber sind weiterreichende Entscheidungen grundsätzlich mitbestimmungs-
pfl ichtig durch den Betriebsrat. Dies resultiert aus § 87 Abs. 1 Nr. 8 und 10 und BetrVG, 
da betriebliche Altersversorgung zum einen über Sozialeinrichtungen i. S. d. § 87 Abs. 1 
Nr. 8 BetrVG ausgestaltet werden kann und zum anderen zu den Fragen der betrieblichen 
Lohngestaltung gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG zu zählen ist. Einschlägig in diesem 
Zusammenhang ist beispielsweise das erzwingbare Mitbestimmungsrecht des Betriebsrat s 
in der Frage, wie die zur Ausgestaltung eines Versorgungswerks zur Verfügung stehenden 
fi nanziellen Mittel auf die jeweiligen Berechtigten verteilt werden sollen.61 

Die Vertretungsmacht des Betriebsrat s ist in § 5 Abs. 1 BetrVG geregelt. Hiernach kön-
nen durch ihn nur Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäft igten vertreten werden. Eine Vertretungsberechtigung von Organen juristischer 
Personen, Personengesellschaft ern und leitenden Angestellten steht dem Betriebsrat nicht 
zu (vgl. 2.5.3.3). Ebenfalls steht dem Betriebsrat keine Ermächtigung zu, mit unverfallbarer 
Versorgungsanwartschaft  ausgeschiedene Mitarbeiter oder Rentner zu vertreten. Dies re-
sultiert aus der Tatsache, dass diese Personenkreise nicht mehr dem zusageverpfl ichteten 
Unternehmen angehören. Durchbrochen wird diese Regel nur durch die sog. Jeweiligkeits-
klausel . Diese Klausel fi ndet dann Anwendung, wenn in einer erteilten Versorgungszusage 
auf eine jeweils gültige betriebliche Versorgungsordnung verwiesen worden ist. In dieser 
Konstellation wären dann auch Betriebsrentner  bzw. zukünft ige Betriebsrentenbezieher an 
die geänderten Versorgungsbedingungen gebunden.62

2.7 Zusagearten der betrieblichen Altersversorgung

2.7.1 Einführung

Leistungsansprüche aus betrieblichen Altersversorgungsleistungen können durch vielfäl-
tige, gesetzlich normierte Zusagearten  erfüllt werden. Der diesbezüglich einschlägige § 1 
BetrAVG nennt in diesem Zusammenhang folgende fünf Zusagearten: die Leistungszusa-
ge , die beitragsorientierte Leistungszusage , die Beitragszusage  mit Mindestleistung, die 
Entgeltumwandlung  und die Umfassungszusage . Da die zuvor gena nnten Formen die 
betriebliche Altersversorgung  nahezu ausschließlich prägen, kann dahingestellt bleiben, 
inwieweit diese Aufzählung durch den Gesetzgeber abschließend gemeint ist oder nicht63. 
Zudem ist darauf hinzuweisen, dass reine Beitragszusagen gemäß der Rechtsprechung des 
BAG64 und der zu bestätigenden Meinung in der Fachliteratur65 nicht dem Recht der be-

60 BAG vom 29.07.2003 – 3 ABR 34/02 –, BB 2004, S. 1116.
61 BAG vom 16.02.1993 – 3 ABR 29/92 –, NZA 1993, S. 953. 
62 Vgl. Förster/Rühmann/Cisch, Betriebsrentengesetz, § 1, Rn. 89.
63 Vgl. zu diesem Sachzusammenhang: Höfer, BetrAVG, Band 1, Rn. 2517.1, der nicht von einer ab-

schließenden Aufzählung ausgeht.
64 BAG vom 07.09.2004 – 3 AZR 550/03 –, NZA 2005, S. 941.
65 Vgl. Förster/Rühmann/Cisch, Betriebsrentengesetz, § 1, Rn. 18.
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